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83. Bundesgesetz: Budgetsanierungsgesetz 1963.
84. Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1958.
85. Bundesgesetz: 10. Novelle zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz.
8 6 . Bundesgesetz: 7. Novelle zum Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz.

83. Bundesgesetz vom 16. April 1963, be-
treffend verschiedene Maßnahmen zur Ent-
lastung des Bundeshaushaltes (Budgetsanie-

rungsgesetz 1963).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Abänderung des Schulorganisat ions-
gesetzes.

An die Stelle des im § 131 Abs. 2 und in der
Grundsatzbestimmung des § 131 Abs. 3 zweiter
Satz des Schulorganisationsgesetzes, BGBl.
Nr. 242/1962, festgesetzten Termins 1. September
1963 tritt der Termin 1. Jänner 1965. Bis
zum 31. Dezember 1964 tritt bezüglich der
Klassenschülerhöchstzahlen gegenüber dem bis-
herigen Zustand keine Änderung ein.

Artikel II.

E r h e b u n g e i n e r S o n d e r s t e u e r v o m
V e r m ö g e n u n d Ä n d e r u n g e n auf
d e m G e b i e t e d e r V e r m ö g e n s t e u e r .

Abschnitt A.

§ 1. (1) Für die Kalenderjahre 1963 und 1964
wird eine Sondersteuer vom Vermögen in Höhe
von 50 v. H. der Vermögensteuer erhoben.

(2) Die für die Erhebung der Vermögensteuer
geltenden Vorschriften sind auch für die Sonder-
steuer gemäß Abs. 1 anzuwenden; die Sonder-
steuer kann gemeinsam mit der Vermögensteuer
festgesetzt und eingehoben werden.

§ 2. Die Sondersteuer gemäß § 1 ist eine aus-
schließliche Bundesabgabe im Sinne des § 6 Z. 1
des Finanzverfassungsgesetzes 1948, BGBl. Nr. 45.

§ 3. Bis zur Zustellung des Bescheides über die
Veranlagung der Sondersteuer gemäß § 1 hat der
Abgabepflichtige zu den im § 18 Abs. 1 des
Vermögensteuergesetzes 1954, BGBl. Nr. 192,
bezeichneten Fälligkeitsterminen eine Voraus-
zahlung auf die Sondersteuer gemäß § 1 in Höhe

von 50 v. H. der für das Kalenderjahr 1963
maßgebenden Vermögensteuerschuldigkeit zu
entrichten, ohne daß es hiefür einer bescheid-
mäßigen Festsetzung bedarf. Abweichend hievon
sind die Vorauszahlungen auf die Sondersteuer
für das Kalenderjahr 1963 je zur Hälfte des
Jahresbetrages der Sondersteuer am 10. August
und am 10. November zu entrichten.

Abschnitt B.

§ 4. Das Vermögensteuergesetz 1954, BGBl.
Nr. 192, in der Fassung der Vermögensteuer-
gesetznovelle 1957, BGBl. Nr. 33, wird wie
folgt geändert:

1. Die im § 5 Abs. 1 und 2 vorgesehenen
Freibeträge werden von 40.000 S auf
60.000 S erhöht;

2. im § 15 Abs. 2 Z. 2 tritt an die Stelle des
Betrages von 40.000 S der Betrag von
60.000 S;

3. im § 20 Abs. 2 Z. 1 tritt an die Stelle des
Betrages von 40.000 S der Betrag von
60.000 S und an die Stelle des Betrages
von 80.000 S der Betrag von 120.000 S.

§ 5. Zum 1. Jänner 1963 ist für alle unbe-
schränkt steuerpflichtigen natürlichen Personen
eine Veranlagung der Vermögensteuer vorzu-
nehmen; bei dieser Veranlagung ist der Umfang
des Gesamtvermögens nur dann neu zu er-
mitteln, wenn die Voraussetzungen für eine
Neuveranlagung oder eine Nachveranlagung
gemäß §§ 13 oder 14 des Vermögensteuer-
gesetzes 1954 vorliegen.

Abschnitt C.

§ 6. Der Artikel II tritt mit Beginn des
Kalenderjahres 1963 in Kraft.

Artikel III.

Das Umsatzsteuergesetz 1959, BGBl. Nr. 300/
1958, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 168/1962, wird wie folgt abgeändert:
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§1.

Die Anlage E zu § 7 Abs. 5 erhält folgende Fassung:
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§2.

Die Anlage F zu § 17 Abs. 8 wird abgeändert wie folgt:
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§3.
Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind

auf steuerbare und vergütungsfähige Vorgänge
anzuwenden, die nach dem 30. April 1963 bewirkt
worden sind.

Artikel IV.
Erhöhung der Biersteuer.

§ 1. Das Biersteuergesetz, BGBl. Nr. 264/1955,
wird abgeändert wie folgt:

§ 3 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Biersteuer beträgt je Hektoliter für

Bier mit einem Stammwürzegehalt bis einschließ-
lich 14 v. H. (Normalbier) 83 S, für Bier mit
einem Stammwürzegehalt von mehr als 14 v. H.
bis einschließlich 20 v. H. (Starkbier) 166 S
und für Bier mit einem Stammwürzegehalt von
mehr als 20 v. H. (Sonderbier) für jede ange-
fangene Einheit im Hundertsatz des Stammwürze-
gehaltes 11 S."

§ 2. Die im vorstehenden § 1 angeführten
Steuersätze haben für Bier zu gelten, für das die
Biersteuerschuld nach dem 30: April 1963 ent-
steht.

Artikel V.
E r h ö h u n g d e r K r a f t f a h r z e u g -

s t e u e r .
§ 1. Das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1952, BGBl.

Nr. 110, in der Fassung der Kraftfahrzeugsteuer-
novelle 1954, BGBl. Nr. 179, und des Art. II des
Heereskraftfahrgesetzes 1958, BGBl. Nr. 52, wird
wie folgt geändert:
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(2) Kraftfahrzeuge, die im Abs. 1 nicht geson-
dert angeführt sind, unterliegen dem Steuersatz
für Zugmaschinen ohne Güterladeraum."

2. § 6 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Für ein in einem ausländischen Zulassungs-

verfahren zugelassenes Kraftfahrzeug, das vor-
übergehend im Inland benützt wird, kann die
Steuer tageweise entrichtet werden. Der Tages-
steuersatz beträgt für:

1. Zwei- und Dreiradkraftfahrzeuge S 1'50,
2. Personenkraftwagen S 3'—,
3. alle übrigen Kraftfahrzeuge S 15'—."
§ 2. (1) Die Bestimmungen des vorstehenden

§ 1 haben mit 1. Mai 1963 in Kraft zu treten.
(2) Ab 1. Mai 1963 sind für die Entrichtung

des gemäß § 6 Abs. 1 auf den Kalendermonat
entfallenden Zwölftels die mit diesem Bundes-
gesetz in Kraft getretenen Jahressteuerbeträge
anzuwenden.

Artikel VI.

Abänderung des Finanzausgleiches.

§ 1. Die durch die Erhöhung der Steuersätze
der Biersteuer (Art. VI) einfließenden Mehr-
eingänge gehören zur Gänze dem Bund. Zu
diesem Zwecke wird das Hundertsatzverhältnis
(§ 4 Abs. 1 FAG. 1959) auf 17 (Bund): 57 (Län-
der): 26 (Gemeinden) umgestellt.

§ 2. Die durch die Erhöhung des Steuersatzes
der Kraftfahrzeugsteuer (Art. V) einfließenden
Mehreingänge gehören zur Gänze dem Bund.
Zu diesem Zwecke wird das Hundertsatzver-
hältnis (§ 4 Abs. 1 FAG. 1959) auf 57 (Bund): 40
(Länder): 3 (Gemeinden) umgestellt.

§ 3. Die Länder und Gemeinden haben zur
teilweisen Sanierung des Bundeshaushaltes im
Jahre 1963 Beiträge von zusammen rund 520 Mil-
lionen Schilling zu leisten, die wie folgt aufge-
bracht werden, nämlich

a) einen Betrag von rund 170 Millionen Schil-
ling, der sich als das voraussichtliche Er-
gebnis der Zwischen- und Endabrechnung
der Ertragsanteile der Länder und Gemein-
den an den gemeinschaftlichen Bundes-
abgaben für 1962 darstellt; dieser Betrag
wird dem Bund bis Ende Februar 1964
zinsenlos gestundet;

b) ein Notopfer von 350 Millionen Schilling
an den Bund, das mit 30 v. H. von den
Ländern ohne Wien, mit 40 v. H. von den
Gemeinden ohne Wien und mit 30 v. H.
von Wien als Land und Gemeinde zu
tragen ist. Von dem auf die Länder ohne Wien
entfallenden Betrag haben zu entfallen: Auf
das Bundesland Burgenland 4-2%, Kärnten
8-7%, Niederösterreich 24-5%, Oberöster-
reich 20-6%, Salzburg 7-1%, Steiermark
20-5%, Tirol 9-8% und Vorarlberg 4-6%. Von
dem auf die Gemeinden ohne Wien entfallen-
den Betrag haben zu leisten : Die Gemeinden
des Bundeslandes Burgenland 2-7%, Kärnten
8-8%, Niederösterreich 21-6%, Oberöster-
reich 22-2%, Salzburg 8-7%,Steiermark20-6%,
Tirol 10-1% und Vorarlberg 5-3%. Dieses
Notopfer ist in acht gleichen mit Mai 1963
beginnenden Teilbeträgen von den monat-
lichen Vorschüssen auf die Ertragsanteile
der Länder und Gemeinden an den gemein-
schaftlichen Bundesabgaben einzubehalten.
Der auf die Gemeinden jedes Landes ent-
fallende Betrag ist auf diese — unter Zu-
grundelegung der Rechnungsabschlüsse
1961 — im Verhältnis ihrer Einnahmen aus
den gemeindeeigenen Steuern und den
Ertragsanteilen an den gemeinschaftlichen
Bundesabgaben, jedoch vermindert um die
gemäß § 6 Abs. 1 FAG. 1959 erfolgende
15%ige Kürzung für Bedarfszuweisungen
aufzuteilen. Von der Leistung des Not-
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opfers der Gemeinden ohne Wien wird die
Bemessungsgrundlage für die Ermittlung
der Bedarfszuweisungen gemäß § 6 Abs. 1
FAG. 1959 bzw. für die Landesumlage
gemäß § 12 FAG. 1959 nicht berührt.
Das Notopfer von 350 Millionen Schilling
vermindert sich um jenen Betrag, der die
Nettoabgabensumme des Bundes von
28.696 Millionen Schilling übersteigt. Die
diesbezügliche Abrechnung hat bis Ende
Juni 1964 zu erfolgen. Eine allfällige
Rückerstattung hat nach den gleichen
Grundsätzen wie die Einbehaltung zu
erfolgen.

§ 4. Die Bestimmungen der vorstehenden
§§ 1 bis 3 haben mit 1. Mai 1963 in Kraft zu
treten.

Artikel VII.
Abänderung des Familienlastenaus-

gleichsgesetzes.
§ 1. Das Familienlastenausgleichsgesetz, BGBl.

Nr. 18/1955, in der Fassung der 1. Novelle zum
Familienlastenausgleichsgesetz, BGBl. Nr. 52/
1956, des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 265/1956,
der Novelle 1957 zum Familienlastenausgleichs-
gesetz, BGBl. Nr. 284, des Finanzausgleichs-
gesetzes 1959, BGBl. Nr. 97, der Novelle 1959
zum Familienlastenausgleichsgesetz, BGBl.
Nr. 175, des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1960,
der Novelle 1961 zum Familienlastenausgleichs-
gesetz, BGBl. Nr. 171, und der Novelle 1962
zum Familienlastenausgleichsgesetz, BGBl.
Nr. 171, wird wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die Familienbeihilfe beträgt

für das erste Kind monatlich 150 S,
für das zweite Kind monatlich 170 S,
für das dritte Kind monatlich 200 S,
für das vierte Kind monatlich 230 S,
für das fünfte und jedes folgende Kind

monatlich je 260 S."

2. § 6 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) der Ergänzungsbetrag beträgt

für das erste Kind monatlich 45 S,
für das zweite Kind monatlich 65 S,
für das dritte Kind monatlich 95 S,
für das vierte Kind monatlich 125 S,
für das fünfte Kind und jedes folgende

Kind monatlich je 155 S.
Der Ergänzungsbetrag der Vollwaise beträgt

monatlich 45 S."
§ 2. Die Dienstgeber und auszahlenden Stellen

haben die nach vorstehendem § 1 zustehenden
Ergänzungsbeträge auf Grund der ihnen über-
gebenen Beihilfenkarten (Ausgabe 1958) aus-
zuzahlen. Für die Ermittlung des dem An-
spruchsberechtigten beziehungsweise des dem
Bezugsberechtigten auszuzahlenden Betrages sind
die Anzahl und Reihung der auf der Beihilfen-
karte (Ausgabe 1958) eingetragenen und zu

berücksichtigenden Kinder maßgebend. Nach-
zahlungen von Ergänzungsbeträgen, die sich auf
Grund des vorstehenden § 1 für die Monate
März und April 1963 ergeben, sind von den Dienst-
gebern und auszahlenden Stellen auszuzahlen, die
die Kinderbeihilfe und den Ergänzungsbetrag für
den Monat Mai 1963 auszuzahlen haben.

§ 3. Die Bestimmungen der vorstehenden §§ 1
und 2 haben mit 1. März 1963 in Kraft zu treten.

Artikel VIII.
Z u s c h l a g zum E r z e u g e r p r e i s der Milch.

Zur Aufbesserung des Erzeugerpreises der Milch
ist im Jahre 1963 ein Betrag von 1.004-8 Millionen
Schilling aus Mitteln des Bundeshaushaltes zu ge-
währen.

Artikel IX.
Vollziehung.

Mit der Vollziehung der Bestimmungen des
Artikels I, soweit sie in den Wirkungsbereich
des Bundes fällt, sowie mit der Wahrnehmung
der Rechte des Bundes gemäß Artikel 14 Absatz 8
des Bundesverfassungsgesetzes in der Fassung
von 1929 ist der Bundesminister für Unterricht,

aller sonstiger Bestimmungen der Bundes-
minister für Finanzen betraut.

Schärf
Gorbach Korinek Drimmel

84. Bundesgesetz vom 16. April 1963, mit
dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958

neuerlich abgeändert wird.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958,

BGBl. Nr. 199, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 92/1959, BGBl. Nr. 88/1960, BGBl.
Nr. 242/1960, BGBl. Nr. 119/1961, BGBl. Nr. 17/
1962 und BGBl. Nr. 323/1962, wird abgeändert
wie folgt:

§ 61 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:
„(1) Der Arbeitslosenversicherungsbeitrag wird

in Hundertteilen der für die Krankenversicherung
geltenden Beitragsgrundlage festgesetzt, wobei
diese nur bis zu einem Höchstausmaß von 80 S
kalendertäglich zu berücksichtigen ist. Er beträgt
2 v. H. der Beitragsgrundlage.

(2) Von Sonderzahlungen (§ 49 Abs. 2 des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes) sind Son-
derbeiträge im Ausmaß von 2 v. H. der Sonder-
zahlungen zu entrichten; hiebei sind die in einem
Kalenderjahr fällig werdenden Sonderzahlungen
bis zu einem Höchstbetrag von 2400 S zu berück-
sichtigen."

Artikel II.
(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Beginn der

Beitragsperiode Mai 1963 in Kraft.
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(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Schärf
Gorbach Proksch

8 5 . Bundesgesetz vom 16. April 1963, mit
dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz
abgeändert wird (10. Novelle zum Allge-

meinen Sozialversicherungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:
Artikel I.

Das Allgemeine Sozialversidierungsgesetz,
BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 266/1956, BGBl. Nr. 171/
1957, BGBl. Nr. 294/1957, BGBl. Nr. 157/1958,
BGBl. Nr. 293/1958, BGBl. Nr. 65/1959, BGBl.
Nr. 290/1959, BGBl. Nr. 87/1960, BGBl. Nr. 168/
1960, BGBl. Nr. 294/1960 und BGBl. Nr. 13/
1962, wird abgeändert wie folgt:

1. § 5 Abs. 1 Z. 4 hat zu lauten:
„4. Hochschulassistenten im Sinne des Hoch-

schulassistentengesetzes 1962, BGBl. Nr. 216, die
in keinem dauernden Dienstverhältnis stehen,
und die Angestellten des Dorotheums, soweit
sie im pragmatischen Dienstverhältnis stehen
oder der vom Vorstand des Dorotheums erlas-
senen und vom Kuratorium genehmigten Dienst-
ordnung unterliegen;"

2. Im § 16 Abs. 2 lit. a Z. 2 ist die Zitierung
„§ 123 Abs. 5 oder Abs. 6" durch die Zitierung
„§ 123 Abs. 6 oder Abs. 7" zu ersetzen.

3. Im § 22 Abs. 2 ist der Ausdruck „18 Abs. 6
oder 19 Abs. 3" durch den Ausdruck „18 Abs. 6,
19 Abs. 3, oder § 19 a Abs. 3" zu ersetzen.

4. a) § 51 Abs. 1 Z. 3 hat zu lauten:
„3. in der Pensionsversicherung,

und zwar

5. In § 76 Abs. 1 Z. 2 ist die Zitierung
„(§ 73 Abs. 7)" durch die Zitierung „(§ 73
Abs. 9)" zu ersetzen.

6. § 80 hat zu lauten:
„Beitrag des Bundes.

§ 80. (1) In der Pensionsversicherung nach
diesem Bundesgesetz leistet der Bund für das
Jahr 1962 einen Beitrag von 2085'1 Millionen
Schilling. Hievon entfallen auf die

(2) In der Pensionsversicherung nach diesem
Bundesgesetz leistet der Bund für das Jahr 1963
einen Beitrag von 2597'47 Millionen Schilling.
Hievon entfallen auf die

(3) Der Beitrag des Bundes ist monatlich im
erforderlichen Ausmaß, nach Tunlichkeit in den
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Monaten April und September mit je zwei Vier-
zehntel, in den übrigen Monaten mit je einem
Vierzehntel zu bevorschussen."

7. Im § 84 Abs. 5 ist die Zitierung „§ 438
Abs. 3 bis 5" durch die Zitierung „§ 438 Abs. 3,
4, 6 und 7" zu ersetzen.

8. Im § 105 a Abs. 2 ist der Ausdruck „minde-
stens 300 S und höchstens 600 S" durch den
Ausdruck „mindestens 400 S und höchstens
800 S" zu ersetzen.

9. a) Im § 123 Abs. 7 lit. a ist die Zitierung
„Abs. 2 bis 5" durch die Zitierung „Abs. 2 bis 6"
zu ersetzen.

b) Im § 123 Abs. 7 lit. b ist die Zitierung
„Abs. 5" durch die Zitierung „Abs. 6" zu er-
setzen.

10. Im § 195 Abs. 1 ist die Zitierung „(§ 123
Abs. 2 bis 5)" durch die Zitierung „(§ 123 Abs. 2
bis 6)" zu ersetzen.

11. Im § 229 Abs. 1 Z. 3 lit. b ist der Aus-
druck „§ 226 Abs. 3 Z. 4" durch den Ausdruck
„§ 226 Abs. 4 Z. 4" zu ersetzen.

12. Im § 255 Abs. 1 sind die Worte „eines
körperlich oder geistig gesunden Versicherten"
durch die Worte „eines körperlich und geistig
gesunden Versicherten" zu ersetzen.

13. § 292 Abs. 3 hat zu lauten:

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich für die Ehe-
gattin (den erwerbsunfähigen Ehegatten) um
340 S und für jedes Kind (§ 252) um 100 S, so-
fern diese Personen überwiegend vom Pensions-
berechtigten erhalten werden."

14. a) § 483 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Hochschulassistenten im Sinne des Hoch-

schulassistentengesetzes 1962, BGBl. Nr . 216, die
in keinem dauernden Dienstverhältnis stehen,
sind für die Dauer des aktiven Dienstverhältnisses
und des Ruhestandsverhältnisses nach den Be-
stimmungen des in Abs. 1 bezogenen Gesetzes
bei der Krankenversicherungsanstalt der Bundes-
angestellten versichert."

b) Im § 483 Abs. 3 erster Satz ist vor dem
Wort „mindestens" das Wort „nicht" einzufügen.

15. Im § 488 Abs. 2 hat der letzte Satz zu
entfallen.

16. Im § 522 Abs. 3 Z. 4 haben die Worte
„und zweite" zu entfallen.

Artikel II.
S c h l u ß b e s t i m m u n g .

Die auf Grund des Art. I Z. 13 dieses Bundes-
gesetzes gebührende Ausgleichszulage ist von
Amts wegen festzustellen.

Artikel III.
W i r k s a m k e i t s b e g i n n .

(1) Dieses Bundesgesetz tri t t , soweit nicht
anderes bestimmt wird, mit 1. Mai 1963 in
Kraft.

(2) Es treten in Kraft
a) rückwirkend mit dem 1. Jänner 1962 die

Bestimmungen des Art . I Z. 2, 3, 5, 7, 9
bis 12, 14 lit. b, 15 und 16 sowie die Abs. 1
und 3 des durch Art. I Z. 6 neugefaßten
§ 80 des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes, BGBl. Nr . 189/1955;

b) rückwirkend mit dem 1. Oktober 1962 die
Bestimmungen des Art . I Z. 1 und 14 lit. a;

c) rückwirkend mit dem 1. Jänner 1963 die
Bestimmungen des Art . I Z. 8 sowie der
Abs. 2 des durch Art . I Z. 6 neugefaßten
§ 80 des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes ;

d) mit dem Beginn der Beitragsperiode Mai
1963 die Bestimmungen des Art. I Z. 4.

Artikel IV.
V o l l z i e h u n g d i e s e s B u n d e s -

g e s e t z e s .
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes-
ministerien betraut.

Schärf
Gorbach Proksch

86. Bundesgesetz vom 16. April 1963, mit
dem das Gewerbliche Selbständigen-Pensions-
versicherungsgesetz abgeändert und ergänzt
wird (7. Novelle zum Gewerblichen Selbstän-

digen-Pensionsversicherungsgesetz).
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Gewerbliche Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetz, BGBl. Nr. 292/1957, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 157/1958,
BGBl. Nr. 65/1959, BGBl. Nr. 291/1959, BGBl.
Nr. 169/1960, BGBl. Nr. 295/1960, BGBl.
Nr. 14/1962 und BGBl. Nr. 324/1962, wird ab-
geändert wie folgt:

1. a) Im § 18 Abs. 1 erster Halbsatz ist der
Ausdruck „6 v. H." durch den Ausdruck „7 v. H."
zu ersetzen.

b) Im § 18 Abs. 2 erster Satz ist der Betrag
von „216 S" durch den Betrag von „252 S" zu
ersetzen.
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2. Im § 26 Abs. 3 ist der Ausdruck „12 v. H . "
durch den Ausdruck „14 v. H . " zu ersetzen.

3. § 27 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Behörden der Bundesfinanzverwal-

tung, denen gemäß § 17 des Gewerbesteuer-
gesetzes 1953 die Erhebung der Gewerbesteuer
nach dem Gewerbeertrag und dem Gewerbe-
kapital obliegt, haben vom Aufkommen an Ge-
werbesteuer nach dem Gewerbeertrag und dem
Gewerbekapital 6 v. H . einzubehalten und an
die Pensionsversicherungsanstalt der gewerb-
lichen Wirtschaft zu überweisen."

4. § 54 hat zu lauten:
„ P e n s i o n s s o n d e r z a h l u n g e n .

§ 54. (1) Personen, die im Monat September
eines Kalenderjahres eine Pension aus der Pen-
sionsversicherung nach diesem Bundesgesetz be-
zogen haben, wird in diesem Kalenderjahr eine
Sonderzahlung gewährt.

(2) Personen, die im Monat April eines Kalen-
derjahres eine Pension aus der Pensionsversiche-
rung nach diesem Bundesgesetz bezogen haben,
wird in diesem Kalenderjahr eine weitere Sonder-
zahlung gewährt.

(3) Wird die Pension einer anderen Person
oder Stelle als dem ehemals versicherten Be-
rechtigten (den berechtigten Hinterbliebenen)
auf Grund eines Anspruchsüberganges über-
wiesen, so werden die Sonderzahlungen nur ge-
leistet, wenn sie dem Berechtigten ungeschmälert
zukommen.

(4) Die Pensionssonderzahlung ist in der H ö h e
der für den Monat April beziehungsweise Sep-
tember ausgezahlten Pension einschließlich der.
Zuschüsse und der Ausgleichszulage zu gewähren.

(5) Die Sonderzahlungen werden zu im Monat
Mai beziehungsweise Oktober laufenden Pen-
sionen in diesen Monaten, sonst zugleich mi t der
Aufnahme der laufenden Pensionszahlung flüssig-
gemacht.

(6) Ein schriftlicher Bescheid ist nur im Falle
der Ablehnung auf Begehren des Pensionsberech-
tigten zu erteilen."

5. Im § 54 a Abs. 2 ist der Ausdruck „min-
destens 300 S und höchstens 600 S" durch den
Ausdruck „mindestens 400 S und höchstens
800 S" zu ersetzen.

6. § 89 Abs. 3 hat zu lauten:

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich für die
Ehegattin (den erwerbsunfähigen Ehegatten) um
340 S und für jedes Kind (§ 70) um 100 S, so-
fern diese Personen überwiegend vom Pensions-
berechtigten erhalten werden."

Artikel II.
Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n .

(1) Für die Jahre ab 1964 wird der Bundes-
beitrag nach § 27 Abs. 2 des Gewerblichen Selb-
ständigen - Pensionsversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr . 292/1957, durch ein besonderes Bundesgesetz
geregelt.

(2) Personen, die im November 1963 eine Pen-
sion aus der Pensionsversicherung nach dem Ge-
werblichen Selbständigen-Pensionsversicherungs-
gesetz, BGBl. Nr . 292/1957, bezogen haben, wird
eine Pensionssonderzahlung in der H ö h e der für
den Monat November 1963 ausgezahlten Pension
einschließlich der Zuschüsse und der Ausgleichs-
zulagen gewährt. Die Sonderzahlung wird zu
den im Monat Dezember laufenden Pensionen
in diesem Monat , sonst zugleich mi t der Auf-
nahme der laufenden Pensionszahlung flüssigge-
gemacht. § 54 Abs. 2 und 5 des Gewerblichen
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetzes gel-
ten entsprechend.

Artikel III.
S c h l u ß b e s t i m m u n g .

Die auf Grund der Bestimmungen des Artikels I
Z. 6 dieses Bundesgesetzes gebührende Aus-
gleichszulage ist von Amts wegen festzustellen.

Artikel IV.
W i r k s a m k e i t s b e g i n n .

(1) Dieses Bundesgesetz t r i t t , soweit nichts an-
deres bestimmt wird, am 1. Mai 1963 in Kraft.

(2) Es treten in Kraft
a) rückwirkend mit 1. Jänner 1963 die Be-

st immungen des Artikels I Z. 5;
b) mi t 1. Juli 1963 die Bestimmungen des

Artikels I Z. 1 und 2;
c) mi t 1. Jänner 1964 die Bestimmungen des

Artikels I Z. 4.

Artikel V.
V o l l z i e h u n g d i e s e s B u n d e s -

g e s e t z e s .
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

hinsichtlich des Artikels I Z. 3 das Bundesmini-
sterium für Finanzen im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für soziale Verwaltung, hin-
sichtlich aller übrigen Bestimmungen das Bun-
desministerium für soziale Verwaltung im Ein-
vernehmen mit den beteiligten Bundesministerien
betraut.

Schärf
Gorbach Proksch Korinek


